
 

 

F A M I L Y  O F F I C E S  

 
DIE ASSET PROTECTION STIFTUNG 
Ein Kind unserer haftungsgefährlichen Zeit  

Lesedauer: 4 Minuten 

 

 
Unternehmer, Vorstände und Geschäftsführer tragen große Verantwortung 

und können während ihrer Karriere ein beträchtliches Vermögen aufbauen. 

Kehrseite ist jedoch, dass unternehmerische Fehlentscheidungen durch 

Haftungsklagen oder mit strafrechtlichen Vorwürfen geahndet werden 

können. In diesem aspekte-Beitrag beleuchten wir daher den Einsatz einer 

„Asset Protection Stiftung“. 

 
Für wen eignet sich eine Asset Protection-Stiftung? 

Ein unglücklich formuliertes Interview oder eine unternehmerische Fehlleistung 

können für Persönlichkeiten katastrophale Konsequenzen haben. Der Diesel-

Skandal, die Privatinsolvenz ehemaliger Vorstandsvorsitzender, verschiedene Haf-
tungsklagen und skandalisierende Presseberichterstattungen bestätigen dies.     

Das, was über Jahrzehnte aufgebaut wurde, geht in dramatischen Haftungsprozes-
sen wieder unter. Vor unternehmerischen Fehlentscheidungen oder Haftungskla-

gen kann sich ein Manager nicht schützen – vor einer eventuellen Privatinsolvenz 
schon.  

 
Wozu eine Asset Protection-Stiftung errichten? 

Es ist möglich, in haftungsfreien Zeiten mit der Errichtung einer privatnützigen 

Stiftung, deren Zweck die Versorgung der Familie, des Stifters und seiner Ange-

hörigen ist, sein Vermögen vor existenziellen Lebenskrisen zu schützen. Die   
unterhaltsgewährende und familienbegünstigende Stiftung ist – anders als in ande-

ren Ländern – in Deutschland uneingeschränkt zulässig (in der Schweiz ist z.B. die 
voraussetzungslos unterhaltsgewährende Familienstiftung nicht zulässig). Hierzu-

lande ist völlig unstreitig, dass eine Stiftung zum Zwecke der Versorgung der Stif-

terfamilie errichtet werden kann. Das Besondere der Stiftung ist, dass sie keine 
Anteilseigner hat. D.h. sie gibt keine pfändbaren Anteilsrechte aus, welche – ähn-

lich wie bei einer GmbH-Beteiligung – von den Gläubigern gepfändet werden 
können. Gleichzeitig ist der Zweck der Stiftung, z.B. Miete, Krankenversicherung 

oder Schulgebühren in der Privatinsolvenz zu zahlen. Die Berechtigung, diese 
Versorgungsleistungen zu halten, steht dabei im Ermessen des Vorstands, der 

jedes Jahr über die Leistungen neu zu entscheiden hat. Da keine festen Ansprüche 

existieren, können diese Leistungen ebenfalls nicht von den Gläubigern gepfändet 
werden. 
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In aspekte bereiten die Wealth-

Management-Kompetenzzentren 
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Themen auf, die für Sie relevant sind. 
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Vermögenschutz durch Stiftungsgründung 

Voraussetzung für diese Gestaltung ist jedoch, dass nicht die Tatbestände der 

Gläubigeranfechtung verletzt werden. Wer erst zu gestalten beginnt, wenn ihm die 
Klageschrift zugestellt wurde oder sich die Zahlungsunfähigkeit deutlich am Hori-

zont abzeichnet, der macht sich wegen Zwangsvollstreckungsvereitelung bereits 

strafbar, wenn er Vermögenswerte auf eine Stiftung überträgt. Darüber hinaus 
können Gläubiger wegen vorsätzlicher Gläubigerbenachteiligung, wenn sie nach-

weisen können, dass Stifter und Stiftungsvorstand wissend gehandelt haben, über 
zehn Jahre eine Vermögensdotation rückabwickeln. Es muss also strukturiert wer-

den, wenn eine konkrete Haftungsmöglichkeit nicht vorliegt bzw. nicht bekannt 

gewesen ist. Ist diese Voraussetzung erfüllt, können Gläubiger nur innerhalb von 
vier Jahren nach dem Vermögenstransfer diese Vermögensdotation anfechten. 

Vermögensschutz für den Krisenfall bedeutet damit, dass man einen langen Atem 
benötigt und in guten Zeiten für die schlechten Zeiten Vorsorge zu treffen hat.  

Bei der Errichtung und dem jährlichen Leben dieser Struktur müssen auch die 

Steuern im Auge behalten werden. Vermögensübertragung kann, wenn es sich um 
eine inländische Familienstiftung handelt, in der günstigen Familiensteuerklasse 

erfolgen. Ausschüttungen an die Familie werden, falls es sich um Erträge handelt 
mit der Abgeltungsteuer von 25 % (zuzgl. Solidaritätszuschlag, ggf. Verrechnung 

Kirchensteuer) belegt. Sobald Substanz ausgeschüttet wird, was auch bei richtiger 

Satzungsgestaltung möglich ist, sind die Besteuerungsfolgen zurzeit noch umstrit-
ten, ob Schenkungsteuer oder Schenkungsteuer und Einkommensteuer entsteht.  

Diese steuerlichen Themen sind wichtig zu lösen, da es aber um Familienhaf-
tungsschutz geht, stehen die zivilrechtlichen Vorteile der Struktur im Vorder-

grund. Dabei muss man sein Vermögen nicht fremden Verwaltern anvertrauen.  

Es ist durchaus zulässig, dass Familienmitglieder Vorstand der Familienstiftung 
sind. Der Stifter und der Stiftungsvorstand sollten jedoch nicht identisch sein. 

Denn gelingt dem Gläubiger der Nachweis, dass der Stifter schon etwas von kon-
kreten Haftungsansprüchen ahnte als er das Vermögen auf die Stiftung übertrug,  

gilt dann die Stiftung als bösgläubig. Der Haftungsschutz bricht zusammen. In 

den Zeiten des modernen umfangreichen Haftungsrechts kann die Asset Protec-
tion-Stiftung einen sinnvollen Baustein für eine strukturierte Vermögensnachfolge 

bilden.  
Oft wird sie mit anderen Bausteinen kombiniert, wie z.B. der Immobilienübertra-

gung an den Ehepartner, der keiner haftungsgefährdeten Tätigkeit nachgeht.

Rechtzeitige Errichtung der Stiftung 

erforderlich 

 

Wann ist der Haftungsschutz 

gefährdet? 
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